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Bonn, den 6. Januar 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Konvention über Straßenverkehr der Wirtschaftskom- 
mission der Vereinten Nationen für Europa 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Corterier, 

Seidl (München), Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) 
und Genossen 
— Drucksache IV/1774 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

In meiner Antwort vom 28. Juni 1961 — Drucksache 2946 — auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Corterier, Dr. Serres 
und Genossen vom 14. Juni 1961 — Drucksache 2841 — hatte ich 
darauf hingewiesen, daß sich das Genfer Abkommen über den 
Straßenverkehr vom 19. September 1949 im Stadium der Ände- 
rung befinde. 

Inzwischen hatte es die österreichische Regierung übernommen, 
das formelle Anderungsverfahren einzuleiten, doch ist dieses 
Unternehmen Anfang 1963 gescheitert, weil nicht innerhalb der 
im Abkommen vorgesehenen Frist die erforderliche Anzahl 
von Mitgliedsäußerungen beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen eingegangen war. Daraufhin verabschiedete der Wirt- 
schafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen im Juli 1963 eine 
Entschließung, in der die Wiederaufnahme des Verfahrens ins 
Auge gefaßt wird. Der Wirtschafts- und Sozialrat forderte 
gleichzeitig den Generalsekretär auf, in Zusammenarbeit mit 
den regionalen Wirtschaftskommissionen einen Bericht auszu- 
arbeiten, um zu erfahren, ob neue Maßnahmen zur Überarbei- 
tung oder zum Ersatz des derzeitigen Abkommens und des 
Verkehrszeichenprotokolls (gleichfalls von 1949) wünschens- 
wert oder notwendig sind, und bejahendenfalls die Gründe 
darzulegen und geeignete Vorschläge zu unterbreiten. 

Die französische Regierung übernahm es, zur nächsten Sitzung 
des Wirtschafts- und Sozialrates (voraussichtlich im Juli 1964) 
die bisher in Genf im europäischen Rahmen verabschiedeten 
Änderungsvorschläge einzubringen. 
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Daneben wird z. Z. in Genf der Abschluß eines Europäischen 
Übereinkommens ins Auge gefaßt, das die Abkommen von 1949 
ergänzen soll. 

Bei diesem Stand des Verfahrens ist es nicht möglich, dem Deut- 
schen Bundestag die Aufklärungen über jede mögliche Trag- 
weite eines Beitritts zu dem Abkommen zu geben, die erforder- 
lich sind, um ein Ratifikationsgesetz zu verabschieden. Wann 
diese Voraussetzungen gegeben sein werden, läßt sich heute 
noch nicht sagen. 

Wie schon am Schluß der Drucksache 2946 vom 28. Juni 1961 
erwähnt wurde, befinden sich die deutschen Vorschriften schon 
jetzt im wesentlichen in voller Übereinstimmung mit den Be- 
stimmungen des Abkommens von 1949. Das gilt auch für das 
Verkehrszeichenprotokoll von 1949. 

Darüber hinaus findet eine sehr viel mehr ins einzelne gehende 
Vereinheitlichung der Straßenverkehrsvorschriften auf der 
Ebene der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister statt. 
In mehreren Resolutionen ist über wesentliche Fragen, die die 
Verkehrssicherung berühren, Übereinstimmung erzielt worden. 
Insbesondere ist es gelungen, in einem den Rahmen der Genfer 
Vereinbarungen von 1949 weit übersteigenden ümfang Eini- 
gung über die Grundsätze zu erzielen, nach denen das Verhal- 
ten im Straßenverkehr zu regeln ist. Hierwegen nehme ich 
auf die im „Bulletin" des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung Nr. 98/1962, 99/1962 und 68/1963 veröffent- 
lichten Entschließungen der Europäischen Verkehrsminister- 
konferenz Bezug. 


In Vertretung 

Seiermann 
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